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Qualitätssicherung in der 
staatlichen Bildungssubvention. 
Wo steht das AFG?* 

Hat die Qualitätssicherung der 

Weiterbildung sich 

verändert? Gibt es Handlungsbedarf 

angesichts der neuen Zertifizie­

rungsbewegung? Um diese Fragen zu 

beantworten, werden die Grundla­

gen der Qualitätssicherung und die 

Kernpunkte der Förderungspraxis 

skizziert. Die verschiedenen Entwick­

lungsphasen seit lnkrafttreten des 

AFG werden aufgezeigt, Möglichkei­

ten zur Weiterentwicklung des Qua­

litätssicherungsinstrumentariums an­

hand der bisherigen AFG-Standards 

und der Normen nach DIN/EN/ 

ISO 9000ff. diskutiert und konkrete 

Vorschläge zur künftigen Qualitäts­

sicherung Weiter­

bildung entwickelt. 

Staatliche Bildungssubvention 
und beitrags-
finanzierte Förderung 

Die Weiterbildung wird als der jüngste Teil 

des Bildungssystems angesehen. Doch nach 

wie vor kann nicht davon gesprochen werden, 

daß die Weiterbildung, insbesondere die 

berufliche Weiterbildung, ein integraler 

Bestandteil des Bildungssystems wäre. Be­

rufliche Weiterbildung ist vielmehr ein Be­

reich sui generis, der sich von anderen Teilen 

des Bildungssystems durch Anbieterplura­

lismus, marktwirtschaftliche Organisation 

und die subsidiäre Rolle des Staates unter-

* Vortrag auf der didacta' 95 am 23.2 . 1995 in 

Düsseldorf 

scheidet. Zugleich wird die bruchlose Inte­

gration der beruflichen Weiterbildung in das 

Bildungssystem dadurch erschwert, daß sie 

sich auf unterschiedliche Politikfelder er­

streckt und dort jeweils spezifische Funk­

tionen erfüllt. Die wichtigsten dieser All­

wendungsfelder sind die betriebliche Per­

sonal- und Organisationsentwicklung, die 

regionale Wirtschaftsförderung und nicht 

zuletzt die Arbeitsmarktpolitik. Die auf der 

Grundlage des Arbeitsförderungsgesetzes 

(AFG) geförderte Weiterbildung (Fortbil­

dung, Umschulung und betriebliche Einar­

beitung) ist das zentrale Instrument einer 

aktiven Arbeitsmarktpolitik; es ist ihr 

"Kernstück" wie bereits bei der Verab­

schiedung des AFG im Jahr 1969 festgestellt 

wurde. 

Auch unter Finanzierungsaspekten läßt sich 

die berufliche Weiterbildung nur teilweise in 

das staatliche Bildungssystem einordnen. 

Integraler Bestandteil des staatlich subven­

tionierten Bildungssystems ist im wesentli­

chen das schulische Weiterbildungssystem 

mit der Fachschule in der Kompetenz der 

Länder. Quantitativ gesehen ist die staatliche 

Bildungssubvention in der beruflichen Wei­

terbildung eher die Ausnahme. Strengge­

nommen trifft dies nur dann zu, wenn die 

steuerfinanzierten Bundeszuschüsse zum 

Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit (BA) 

für die AFG-Weiterbildung wirksam werden. 

Die Struktur der Weiterbildungsfinanzierung 

wird durch die Arbeitgeberfinanzierung, die 

Eigenfinanzierung, die beitragsfinanzierte 

Weiterbildung auf der Grundlage des AFG 
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und die Mischung unterschiedlicher Finan­

zierungsarten bestimmt. Wenn die AFG-ge­

förderte Weiterbildung heute häufig als öf­

fentliche bzw. staatliche Finanzierung be­

zeichnet wird, so beruft man sich darauf, daß 

es sich bei den beitragsfinanzierten Mitteln 

der Bundesanstalt um parafiskalische 

Zwangsabgaben handelt, die ggf. um staat­

liche Zuschüsse ergänzt werden. 

Die Art der Mittelaufbringung ist jedoch nicht 

ohne Bedeutung für die Art der Mittelvergabe 

und die Qualitätssicherung der geförderten 

Weiterbildung. Dies zeigt sich ganz aktuell in 

der gegenwärtigen Diskussion um eine neue 

steuerfinanzierte Aufstiegsfortbildung, die an 

die Stelle der gestrichenen AFG-Förderung 

treten soll. Mit der Umstellung der ehema­

ligen AFG-Finanzierung auf eine Bafög­

ähnliche staatliche Bildungssubvention, 

dürften auch die Unterschiede in der Qua­

litätssicherung in Richtung auf eine stärkere 

staatliche Kontrolle deutlich werden. 

Auch aus inhaltlichen Gründen kann man bei 

der AFG-finanzierten Weiterbildung häufig 

nicht von "Bildungssubventionen" sprechen. 

Abzulesen ist dies an den immer wieder 

aufflammenden Zielkonflikten: Arbeits­

marktpolitik und Weiterbildungspolitik haben 

in der Regel unterschiedliche Auffassungen 

darüber, was "das Notwendige" zum Er­

reichen eines Maßnahmezieles ist ( § 10 Abs. 2 

Anordnung Fortbildung und Umschulung). 

Dies gilt vor allem bei Maßnahmen für die 

schwer integrierbaren Problemgruppen des 

Arbeitsmarktes (z. B. Langzeitarbeitslose). 

Notwendig aus bildungspolitischer Sicht bei 

zielgruppenadäquater Qualifizierung sind 

z. B. ganzheitliche Maßnahmekonzepte im 

Sinne einer Integration von beruflichen und 

allgemeinen Qualifikationen, anerkannte 

Berufs- bzw. Fortbildungsabschlüsse, Be­

treuungs- und Beratungsaufwand. Notwendig 

aus arbeitsmarktpolitischer Sicht ist da­

gegen häufig nur das, was kurzfristig zur 

Reintegration führt. Zu Qualitätssicherung 

AFG-geförderter Weiterbildung gehört es 

deshalb auch, vorab dafür zu sorgen, daß man 

bei den Ausgaben für Fortbildung und 

Umschulung mit Fug und Recht von Bil­

dungssubventionen reden kann. Indem die 

Förderung der Aufstiegsweiterbildung ge­

strichen wurde, ist der Überschneidungsbe­

reich von arbeitsmarktpolitischen und bil­

dungspolitischen Zielsetzungen weiter ein­

geengt worden. 

I Die Mittel der 
AFG-geförderten Weiter­

bildung verlieren 
zunehmend ihren Charakter 

als Bildungssubvention 

Eine erste Antwort auf die Ausgangsfrage 

müßte danach lauten: 

Bei den Mitteln für Fortbildung, Umschulung 

und betriebliche Einarbeitung handelt es sich 

weder nach dem Aufbringungsmodus noch 

aufgrund der Zieldimensionen ausschließlich 

um Bildungssubventionen, die mit den 

Ausgaben für das staatliche Bildungssystem 

vergleichbar wären; die "Substanz" für 

qualitätssichemde Maßnahmen der Weiter­

bildung verengt sich. Um so dringlicher wird 

jedoch die Qualitätssicherung der "restlichen" 

Maßnahmen, die in der Regel keinen formalen 

Abschluß haben. 

Was sind die Grundlagen der 
Qualitätssicherung der AFG­
geförderten Weiterbildung 
und wie hat sie sich entwickelt? 

Die AFG-geförderte Weiterbildung verfügt 

über eine eigenständige gesetzliche 

Grundlage für die Qualitätssicherung. Im 

§ 34 AFG heißt es, "die Förderung der 

Teilnahme setzt voraus, daß die Maßnahme 

nach Dauer, Gestaltung des Lehrplanes, 

Unterrichtsmethode, Ausbildung und Be­

rufserfahrung des Leiters und der Lehrkräfte 
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eine erfolgreiche berufliche Bildung erwarten 

läßt". Dieser Satz ist durch alle zehn No­

vellierungen und über 100 weitere Ände­

rungen des AFG erhalten geblieben. 

Bei den im Gesetz genannten qualitätsrele­

vanten Faktoren handelt es sich nicht um eine 

abschließende, sondern um eine beispielhafte 

Aufzählung, die weiter ergänzt oder inter­

pretiert werden kann bzw. muß. Für diese 

Auffassung spricht die in § 33 AFG formu­

lierte Aufgabe der Bundesanstalt, nach der sie 

Inhalt und Ausgestaltung der Bildungsmaß­

nahmen im Einzelfall festzulegen hat. Davon 

hat die Bundesanstalt im Laufe der 25jährigen 

Geschichte des AFG immer Gebrauch ge­

macht. Zu den Eckpunkten der Förde­

rungsvoraussetzungen gehören im wesent­

lichen: 

• organisierte Lernprozesse 

Es muß sich um berufliche "Maßnahmen 

... mit Unterricht" handeln; wobei diese 

organisierten Lernprozesse - bis auf Aus­

nahmen - auf Maßnahmen unterhalb der 

Hochschulebene begrenzt sind. 

• Unterricht als Einheit 

Der geförderte Unterricht, der zeitlich un­

terschiedlich organiSiert werden kann 

(Vollzeit, Teilzeit, berufsbegleitend) wird als 

Einheit aufgefaßt; wenn das Unterrichtsziel 

erreicht ist, endet die Förderung. 

• Erfolgserwartung 

Die Maßnahme muß eine "erfolgreiche be­

rufliche Bildung" erwarten lassen. Das be­

deutet, es muß eine Eignungs- und Er­

folgsprognose durchgeführt werden, die sich 

mindestens auf die im Gesetz genannten 

Merkmale (s. o.) erstreckt. 

• angemessene Teilnahmebedingungen 

Es werden "angemessene Teilnahmebedin­

gungen" gefordert, d. h. z. B. der Schutz der 

Teilnehmer gegenüber unseriösen Praktiken 

(z. B. Kündigungs- und Rücktrittsrecht) der 

Bildungsträger muß gewährleistet sein. 



• Wirtschaftlichkeit 

Eine geförderte Maßnahme muß wirt­

schaftlich und sparsam geplant und durch­

geführt werden; sie muß effizient sein, d. h. 

das günstigste Kasten-/Nutzenverhältnis auf­

wetsen. 

Entwicklungsphasen der 
Qualitätssicherung 

In den 25 Jahren seit Ink:rafttreten des AFG 

lassen sich anhand der wichtigsten Quali­

tätssicherungsinstrumente drei Hauptphasen 

unterscheiden (vgl. Abbildung 1): 

Die erste Phase umfaßt die Jahre vom ln­

krafttreten des Gesetzes im Jahre 1969 bis 

zum Jahre 1976, in dem der Begutach­

tungskatalog, ein Instrumentarium zur Be­

gutachtung beruflicher Erwachsenenbil­

dungsmaßnahmen gemäß § 34 AFG einge­

führt wurde. Diese Phase ist durch den ur­

sprünglich präventiven Ansatz der Weiler­

bildungsförderung gekennzeichnet; unter 

Weiterbildung wird im wesentlichen noch 

Aufstiegsförderung (insbesondere zum 

Meister, Techniker oder Betriebswirt) ver­

standen. Für die praktische Qualitätssiche­

rung und den Teilnehmerschutz kann sich das 

AFG (als Finanzierungsgesetz) auf das 

gleichzeitig entwickelte und in Kraft getretene 

Berufsbildungsgesetz (BBiG) stützen; denn 

das Ziel dieses Gesetzes ist die langfristige 

Ordnung und Strukturierung der beruflichen 

Bildung rillt Hilfe der dort verankerten 

Fortbildungsregelungen in§ 46 Abs. 1 und 2. 

Die enge Verknüpfung von AFG und BBiG 

erfolgte dort, wo es darum geht, die Vergabe 

finanzieller Förderungsmittel nach dem AFG 

auf der Grundlage qualitativer Vorgaben des 

Berufsbildungsgesetzes durchzuführen. Kon­

kretisiert werden diese qualitativen Vorgaben 

des BBiG durch die Fortbildungsregelungen. 

Die Bundesanstalt kann auf die Fortbil­

dungsregelungen zurückgreifen und damit 

ihre Förderung auf die mit den öffentlich­

rechtlich bzw. staatlich anerkannten Ab­

schlüssen implizit gesetzten qualitativen 

Abbildung 1: Entwicklung der Qualitätssicherung in der AFG-geförderten Weiterbildung 

1. Phase 

1969-1975 

• 
2. Phase 

1976-1989 

• 
3. Phase 

seit 1990 

Anforderungen abstützen. Qualitätssetzung 

und -sicherung der AFG-geförderten 

Weiterbildung erfolgt in dieser ersten Phase 

vor allem über die Professionalisierung, die 

durch die Fortbildungs- bzw. Weiterbil­

dungsabschlüsse angestrebt wird. Gesichert 

wird die Qualität im wesentlichen durch das 

Verfahren, in dem die Berufsanforderungen 

festgelegt werden sowie durch die staatlichen 

bzw. öffentlich-rechtlichen Prüfungen. Dabei 

ist zwischen Fachschulabschlüssen und 

Fortbildungsabschlüssen nach BBiG/HwO 

zu unterscheiden. Fachschulen sind Teil des 

schulischen Weiterbildungssystems; Ab­

schlüsse und Bildungsgänge werden nach 

staatlichen Vorgaben gestaltet. Mit den 

Fortbildungsregelungen nach BBiG/HwO 

werden dagegen keine Bildungsgänge fest­

gelegt, sondern im wesentlichen nur Ziele, 

Inhalte und Anforderungen sowie das Ver­

fahren von Fortbildungsprüfungen geregelt. 

Ordnungspolitisch stellt diese Qualitätssi­

cherung einen Mischtyp dar: Öffentlich­

rechtliche bzw. gesetzliche Vorgaben sind mit 

einer Qualitätssicherung durch den Markt 

kombiniert. 

Anerkannte Abschlüsse 
der Aufstiegsfortbildung 

• Begutachtungskatalog 
• FuU-Qualitätsstandards 

• Verstärkung der Kontrollen (Prüfgruppen) 
• Qualitätserlasse 

Die zweite Phase der Qualitätssicherung 

urnfaßt im wesentlichen die Zeit von 197 6 bis 

1989. Diese Phase wird durch zwei sich 

zeitlich überlappende Instrumente gekenn­

zeichnet: 

• Der bereits oben erwähnte Begutach­

tungskatalog zu § 34 AFG wurde Anfang der 

siebziger Jahre vom Bundesinstitut für Be­

rufsbildung (BIBB) für die Bundesanstalt 

entwickelt und seitAnfang 1976 in der Praxis 

der Arbeitsämter eingesetzt. 

• Die Grundsätze der Bundesanstalt zur 

Sicherung des Erfolges der beruflichen 

Fortbildung und Umschulung ("FuU-Qua­

litätsstandards") wurden 1989 in Kraft 

gesetzt. Sie stehen in engem Zusammenhang 

rillt vorangegangenen Runderlassen zur 

Planung von Bildungsmaßnahmen, zur 

Qualität und Vergabe von Auftragsmaßnah­

men und zur Qualitätssicherung durch 

fachliche Kontrolle der Träger und Betreuung 

der Teilnehmer. Auch dieses zweite Instru­

ment, die FuU-Qualitätsstandards, sind in 

Zusammenarbeit zwischen Bundesinstitut 

und Bundesanstalt entwickelt worden. 
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Gekennzeichnet ist diese Phase durch den 

Übergang von einem primär präventiven zu 

einem primär kurativen Förderungsansatz. 

Ausgelöst durch die -bis heute anhaltende -

negative Arbeitsmarktentwicklung Anfang 

der 70er Jahre, verlagerte sich der Schwer­

punkt der Weiterbildungsförderung weg von 

der abschlußorientierten langfristigen Auf­

stiegsfortbildung und hin auf die kurzfristige, 

arbeitsmarktorientierte Anpassungsfortbil­

dung. Für diesen kurativen Förderungsansatz 

konnte die Bundesanstalt nicht in gleichem 

Maße auf BBiG /HwO-geregelte Abschlüsse 

zurückgreifen wie bei der Aufstiegsfortbil­

dung. Es tat sich eine "Ordnungslücke" auf, 

die auch den Zusammenhang von AFG und 

BBiG erheblich lockerte. Die Bundesanstalt 

wurde gezwungen, Alternativen zu den feh­

lenden Ordnungsmitteln zu finden, zu ent­

wickeln bzw. von den Bildungsträgern ent­

wickeln zu lassen. 

Dieser Prozeß wurde durch den zeitweise sehr 

hohen Anteil von Auftragsmaßnahmen be­

schleunigt. Im Unterschied zu den von der 

Initiative der Allbieter auf dem Markt ab­

hängigen freien Maßnahmen mußte die 

Bundesanstalt bei den Auftragsmaßnahmen 

selbst die Initiative für die Gestaltung der 

Maßnahmen und damit auch eine verstärkte 

Verantwortung für die Festlegung der 

Qualitätsstandards und der Qualitätssi­

cherung übernehmen. Die Antwort auf diese 

Lage wurde von der Bundesanstalt (in Zu­

sammenarbeit mit dem Bundesinstitut für 

Berufsbildung) in einem nach und nach 

entwickelten Instrumentarium zur Prüfung, 

Festlegung und Sicherung von Qualitäts­

standards gegeben. Dabei wurde der Be­

gutachtungskatalog nach und nach durch die 

,,Fu U -Qualitätsstandards" ersetzt. Formal 

wurde der Begutachtungskatalog jedoch erst 

1993 außer Kraft gesetzt. 

Ohne an dieser Stelle auf die Einzelheiten 

einzugehen, repräsentieren die "FuU-Quali­

tätsstandards" ein umfassendes Qualitäts­

förderungs- und -sicherungskonzept. 

Zu den wichtigsten Elementen gehören 

• die Anforderungen an die Maßnahmen, 

wie z. B. Ansprüche an die Teilnehmerorien­

tierung, die technische Ausstattung, die 

Lernorganisation oder die Lern- und Er­

folgskontrollen; 

• die Anforderungen an die Maßnahme­

träger, wie z. B. Ansprüche an die fachliche 

und pädagogische Qualifikation der Lehr­

kräfte, die Fortbildung des pädagogischen 

Personals oder die Arbeitsbedingungen des 

Personals; 

• die Anforderungen an den Erfolg der 

Maßnahmen, wie z. B. Ansprüche an Prü­

fungsergebnisse, Drop-out-Rate, Vermitt­

lungsquote oder den Erfolg bei der Weiter­

bildung von besonders schwierigen Ziel­

gruppen; 

• die Anforderungen an die Zusammen­

arbeit zwischen Arbeitsamt und Bil­

dungsträger, wie z. B. bei der Planung und 

Organisation von Maßnahmen, der Betreuung 

und Information der Teilnehmer oder der 

Beobachtung des Erfolges. 

Dieses umfassende Qualitätsförderungs- und 

-sicherungskonzept hat die Bundesanstalt 

ausführlich im Rahmen ihres Schulungs­

kompendiums "Qualität beruflicher Bil­

dungsmaßnahmen" vorgestellt [Informatio­

nen für die Beratungs- und Vermittlungs­

dienste (ibv) Nr. 44 vom 30. 10. 1991]. Es 

urnfaßt alle Aufgabenkomplexe eines Wei­

terbildungsmanagements, das von der 

Bundesanstalt und den Bildungsträgern ar­

beitsteilig zu leisten ist (vgl. Abbildung 2). 

Das Modell unterscheidet zwei Phasen: In der 

ersten Phase wird die Qualität in der Planung, 

Organisation und Gestaltung konkreter 

Bildungsmaßnahmen festgelegt; in der 

zweiten Phase wird Qualität vor allem 

während und am Abschluß der Maßnahme 

gesichert und kontrolliert. 

Abbildung 2: Qualitätssicherung in der AFG-geförderten Weiterbildung 

Phase 1: Festlegung der Qualität 

Entwicklung der einzelnen 

I 
Bildungsmaßnahmen, Beratung 
und Auswahl der Teilnehmer 

\ 
Planung des Beurteilung des Angebots und 

Bildungsangebotes Einrichtung der Maßnahme 

------ ----------------- -----

Abschließende Kontrolle des Maßnahme-
Evaluation abiaufs und des Trägers 

\ I 
Betreuung der Teilnehmer 

Phase 2: Sicherung der Qualität 
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Die praktische Umsetzung dieses Qualitäts­

förderungs- und -sicherungskonzepts ist an 

eine Reihe von Rahmenbedingungen ge­

bunden. Dazu gehören z. B., daß die Mit­

arbeiter der Arbeitsämter Kompetenz in der 

Anwendung der Kriterien des Konzepts er­

werben und die personellen Voraussetzungen 

für die praktische Durchführung, insbeson­

dere der laufenden und abschließenden 

Kontrollen geschaffen werden. Wichtigste 

Rahmenbedingung dürfte jedoch sein, daß 

sich die finanzielle Förderung an die fach­

lich-sachlichen Vorgaben des Qualitätskon­

zepts hält. Das bedeutet nichts Geringeres als 

ein Ende der Stop-and-go-Politik, die über­

wiegend durch den jeweiligen Zustand des 

Haushalts der Bundesanstalt ausgelöst wird. 

Qualität geht vor Quantität 

In der dritten Entwicklungsphase der 

Qualitätssicherung, in der wir uns seit der 

deutschen Vereinigung befmden, wurde 

deutlich, daß die Einhaltung der genarmten 

Rahmenbedingungen für das Funktionieren 

des Qualitätssicherungskonzepts zwingend 

ist. In der Ausnahmesituation der deutschen 

Vereinigung wurde der quantitativen Ex­

pansion der Weiterbildungsförderung Vorrang 

eingeräumt mit der Folge, daß die Quali­

tätssicherung kurzzeitig außer Kontrolle ge­

riet. Eine striktere Anwendung der Quali­

tätsstandards von Anfang an hätte vermutlich 

eine- arbeitsmarktpolitisch nicht erwünschte 

- expansionsdämpfende Wirkung gezeitigt. 

Zugleich wäre vermieden worden, daß eine 

soziale Abfederung allein oder überwiegend 

mit Hilfe von Qualifizierungsmaßnahmen, 

das arbeitsmarktpolitische Instrument "Wei­

terbildung" zweckentfremdet und diskredi­

tiert. 

Die derzeitige Phase der Qualitätssicherung 

in der AFG-geförderten Weiterbildung ist im 

wesentlichen geprägt von einem Bündel 

administrativer Maßnahmen mit dem Ziel 

einer Marktbereinigung. In direkter Reak-

tion auf die vielzitierten "schwarzen Schafe" 

unter den Bildungsträgern wurde die Qua­

litätskontrolle durch überregional arbeitende 

Prüfgruppen verstärkt. Unter dem Motto 

"Qualität geht vor Quantität" wurden 

zahlreiche Einzelregelungen verfügt, die das 

Qualitätssicherungskonzept ausgestalten und 

ergänzen. 

I Stete Finanzierung 
ist Voraussetzung für die 

Qualität der AFG-geförderten 
Weiterbildung 

Dazu gehören vor allem 

• eine verstärkte Bonitätsprüfung, 

• höhere Anforderungen an die Qualifikation 

und die Arbeitsbedingungen der Lehrkräfte, 

• detaillierte Lehrpläne, 

• eine stärkere Einbeziehung der Träger in 

die Erfolgsbeobachtung und -kontrolle der 

Maßnahmen, 

• der Vorrang von freien gegenüber Auf­

tragsmaßnahmen, 

• eine Beratungspflicht der Teilnehmer vor 

Begirm der Maßnahme, 

• eine verstärkte Prüfung der arbeitsmarkt­

politischen Zweckmäßigkeit der Maßnahme, 

SOWie 

• zusätzliche zeitliche Auflagen bei der 

Z weitförderung. 

Deutlich wird durch diese Regelungen aber 

auch, daß es nicht nur um Qualität geht, es 

geht auch um Kostensenkung und Wirt­

schaftlichkeit. Dabei besteht die Gefahr des 

Übersteuerns, Sparsamkeit geht darm auf 

Kosten der Qualität. Dies ist insbesondere 

darm der Fall, wenn die kurzfristige ar­

beitsmarktpolitische Zielsetzung sich allzu 

stark gegen die längerfristig orientierte bil­

dungspolitische Orientierung durchsetzt. Was 

hier deutlich wird: Es fehlt an einem mo­

dularorientierten Maßnahmekonzept, in dem 

das arbeitsmarktpolitisch Notwendige und 

das bildungspolitisch Sirmvolle miteinander 

verbunden werden können. 

Wo steht die Qualitäts­
sicherung der AFG­
geförderten Weiterbildung? 

Die skizzierte Entwicklung der Qualitätssi­

cherung in der AFG-geförderten Weiterbil­

dung zeigt, daß die Bundesanstalt über rund 

zwanzig Jahre ein differenziertes Qualitäts­

förderungs- und-Sicherungssystem aufgebaut 

hat. Soweit sie bei der Vorgabe von Quali­

tätsstandards nicht- wie z. B. im Rahmen der 

Aufstiegsfortbildung- auf BEiG-Abschlüsse 

zurückgreifen konnte, hat sie eigene AFG­

Standards in der Weiterbildung entwickelt; 

dies gilt vor allem für die Qualifizierung von 

Problemgruppen des Arbeitsmarktes. Zu­

gleich verfügt die Bundesanstalt über eine 

Reihe von Kontrollinstrumenten, ihre Stan­

dards bei ihren Kooperationspartnern, den 

Bildungsträgern, nach und nach durchzu­

setzen. 

Ordnungspolitisch steht diese Vorgehens­

weise zwischen der staatlichen Regelung und 

dem Marktkonzept Vom staatlichen Modell 

unterscheidet sie sich, weil die Bundesanstalt 

Weiterbildung nicht selbst durchführt, wie 

z. B. der Staat im Falle des Schulwesens. Vom 

Marktmodell ist die Vorgehensweise aber 

auch zu unterscheiden, weil die Bundesanstalt 

nicht selbst Marktteilnehmer ist; durch ihre 

Förderung bzw. Subvention wird der Markt 

jedoch erheblich beeinflußt. Als wirkungs­

vollstes Instrument der Qualitätssicherung hat 

sich die Erfolgskontrolle der Subventions­

vergabe herausgestellt: Mindestens 50 Pro­

zent der Absolventen einer Bildungsmaß­

nahme müssen ein halbes Jahr nachAbschluß 

der Maßnahmen einen Arbeitsplatz gefunden 

haben. 

Die immer wieder kritisierten Schwächen der 

Qualitätssicherung ("schwarze Schafe") ge­

hen nicht in erster Linie auf das Konto des 

Qualitätssicherungskonzepts und seiner In­

strumente, sondern sind vor allem den po­

litisch gesetzten Rahmenbedingungen anzu-
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lasten. Insbesondere durch die am Etat der 

Bundesanstalt und nicht am Weiterbil­

dungsbedarl orientierte Stop-and-go-Förde­

rung wird das Qualitätssicherungssystem 

immer wieder seiner vollen Wirksamkeit 

beraubt. Es gibt darüber hinaus auch 

Schwachstellen der Qualitätssicherung, die 

auf personelle Engpässe und fachliche De­

fizite bei der Bundesanstalt einerseits und 

Mängel der Professionalität in der Bil­

dungsarbeit der Träger andererseits zurück­

zuführen sind. Im Hinblick auf eine Wei­

terentwicklung des Qualitätssicherungsin­

strumentariums besteht hier Handlungsbe­

darl. 

AFG-Standards und/ oder 
Normen nach 
DIN/EN/150 9000ff. 

Eine Weiterentwicklung des Instrumentari­

ums, bei der auch künftig Bundesanstalt und 

BIBB zusammenarbeiten werden, muß die 

neuen Entwicklungen in der Qualitätssiche­

rung berücksichtigen. Seit einiger Zeit wird 

z. B. bei den Bildungsträgem diskutiert, 

welche Bedeutung die Bundesanstalt einer 

Zertifizierung nach DIN/EN/ISO 9000 ff. 

beimessen wird, wenn sie über die Aner­

kennung von Maßnahmen befindet. Aus dem 

bisher Gesagten dürfte unschwer hervorge­

hen, daß eine Qualitätssicherung von Qua­

litätsmanagementsystemen bei Anbietern 

nach DIN/EN/ISO 9000 ff. die AFG-Qua­

litätssicherung nicht ersetzen kann. Es wäre 

also wenig sinnvoll, die Teilnahme an 

AFG-geförderter Weiterbildung davon ab­

hängig zu machen, daß die Weiterbildungs­

einrichtung, die die zu fördernde Person 

besucht, zertifiziert ist. Neben ordnungspoli­

tischen Gründen (private Zertifizierung versus 

staatliche Kontrolle) und fmanziellen Grün­

den (Kosten der Zertifizierung für kleine 

Anbieter) sprechen auch die unterschiedlichen 

Ansatzpunkte und Merkmale der Qualitäts­

sicherungssysteme (vgl. Abbildung 3) da-

Abbildung 3: Ansätze der Qualitätssicherung im Vergleich 

Merkmale Anwendungsfeld 
AFG-9eförderte 
Weiterbildung 

Anwendungsfeld 
ISO-zertifizierte 
Weiterbildung 

Ansatzpunkt Maßnahme (Träger) Qualitätsmanagement­
system Was wird beurteilt? 

Ziele Anerkennung von 
Maßnahmen 

Zertifizierung 

Instrumente Qua I itätssicheru ng s­
konzept 

Qualitätssicherungs­
handbuch und weitere 
Dokumente • FuU-Qualitäts­

standards etc. 

Kontrollverfahren Begutachtung 
(vor Beginn) 
laufende und 
Abschlußkontrollen 

Audits: Prozeßkontrolle 
(Überprüfung nach 1 
und nach 3 Jahren) 

Kontrollinstanzen 
Akteure 

Rechtliche 
Grundlagen 

Bundesanstalt 
Arbeitsämter 
Prüfgruppen 

AFG 
A'FuU 
Erlasse der BA 

gegen, daß das eine System das andere er­

setzt. Die Qualitätssicherung nach D IN /EN I 
ISO 9000 ff. ist prozeßorientiert, sie bezieht 

sich auf Instrumente und Arbeitsabläufe zur 

Erstellung eines Produkts; zertifiziert wird die 

Qualitätsfähigkeit einer Anbieterorganisation 

im Hinblick auf selbstdefmierte, marktorien­

tierte Qualitätsstandards. Die Qualitäts­

sicherung der AFG-geförderten Weiterbil­

dung ist dagegen eher produktorientiert, 

anerkarmt wird die erfolgreiche arbeits­

marktorientierte Maßnahme; der Prozeß und 

die Instrumente zur Erstellung des Produkts 

werden zwar berücksichtigt (wie z. B. an den 

Trägermerkmalen abzulesen ist), die Pro­

duktqualität tritt in ihrer Bedeutung jedoch 

zurück. 

Angesichts der unterschiedlichen Akzent­

setzung in der Qualitätssicherung liegt es auf 

der Hand, das Element der Prozeßorientierung 

für die Qualitätssicherung der AFG-geför-

Zertifizierungsstellen 

DIN / EN / 150-Normen 
9000ff. 

derten Weiterbildung stärker als bisher zu 

nutzen. Im Rahmen einer Weiterentwicklung 

des AFG-Ansatzes ist zu prüfen, welchen 

Beitrag eine Zertifizierung von Qualitäts­

managementsystemen bei Weiterbildungs­

anbietern zur Qualitätssicherung der AFG­

geförderten Weiterbildung leisten karm. Ohne 

das Ergebnis dieser Prüfung vorwegnehmen 

zu können, die Bundesanstalt müßte nicht 

zuletzt im Interesse einer Arbeitsentlastung 

daran interessiert sein, einen Teil der Qua­

litätssicherungsmaßnahmen auf die Bil­

dungsträger zu verlagern. Wenn dies im 

Rahmen der von der Bundesanstalt betrie­

benen Qualitätspolitik und der von ihr ge­

setzten Qualitätsstandards geschieht, so wäre 

darin ein wesentlicher Beitrag zur Quali­

tätssicherung der AFG-geförderten Weiter­

bildung zu sehen. 

Die künftige Linie für die Qualitätssicherung 

der "Bildungssubventionen" in der AFG-
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geförderten Weiterbildung sollte deshalb 

folgende Elemente aufweisen: 

1. Die Qualitätssicherung der AFG-geför­

derten Weiterbildung ist eine Aufgabe, die -

schon aufgrund ihrer Finanzierung - in öf­

fentlicher Verantwortung wahrgenommen 

werden muß; die Bildungsteilnehmer haben 

einen Anspruch auf eine neutrale Wahrneh­

mung der Qualitätssicherung. 

2. Die Bildungsarbeit der Maßnahmeträger 

sollte professionalisiert werden. Selbst- und 

Fremdkontrollen, auch mit Hilfe von Zerti­

fizierungsverfahren, können eine wesentliche 

Hilfe zur Beseitigung von Schwachstellen 

sein. 

3. Das bestehende Anerkennungsverfahren 

ist in erster Linie weiterhin auf Maßnahmen, 

auf die ;,Produkte" auszurichten, denn die 

Bildungsinteressierten und Teilnehmer orien­

tieren sich an den Bildungsangeboten. 

Auf dieser Grundlage können die AFG­

Qualitätsstandards zu an bieterübergreifenden 

"Berufsbildungsnormen" für die berufliche 

Weiterbildung weiterentwickelt werden. ln 

Kombination mit der Zertifizierung von 

Qualitätsmanagementsystemen bei Weiter­

bildungsanbietem wäre so ein "DIN ISO 9000 

Plus" zu erreichen. 

Das Ausbildungsverhalten 
der öffentlichen Arbeitgeber 
auf dem Prüfstand 

Gertrud Kühnlein 

Dr., wissenschaftliche Mit­

arbeiterin am Landesinsti-

tut Sozialforschungsstelle 

Dortmund 

Thomas Schenk 

Bezirkssekretär für Ange­

stellte und Qualifizierungs­

politik, Ö1V-Bezirksver­

waltung Hessen 

Im Ausbildungsjahr 1994 ist ein Man­

gel an Ausbildungsplätzen offen­

kundig geworden, der aufgrund der 
krisenhaften und strukturellen Um­

brüche im Industrie- und Dienstlei­

stungsbereich auch in den kom­

menden Jahren bestimmend bleiben 

dürfte. Es stellt sich daher die Frage, 

ob der öffentliche Dienst seiner 

politischen Verantwortung für die 

Bereitstellung von (zusätzlichen) 

Ausbildungsplätzen nachkommt. Be­

vor diese Frage beantwortet werden 

kann, muß das Ausbildungsverhalten 

der öffentlichen Arbeitgeber über­

prüft werden. Deren Ausbildungs­

leistung läßt sich anhand der amt­

lichen Statistik jedoch nicht hinrei­

chend bewerten. Eigene Berech­

nungen belegen, daß die Ausbil­
dungsquoten deutlich unter denen 

der gewerblichen Wirtschaft liegen. 

Haushaltskonsolidierungen und Per­

sonalabbau stellen keine günstigen 

Perspektiven für die Ausbildungsbe­

reitschaft der öffentlichen Arbeit­

geber dar. Politisches Reagieren ist 

daher gefordert. 

Ausbildung im öffentlichen 
Dienst - im Abseits der 
bildungspolitischen Debatte 

Das nachlassende Ausbildungsverhalten von 

Betrieben und Verwaltungen in Ost- und 

Westdeutschland ist seit Sommer 1994, also 
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